
Ausgewählte Beiträge zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 23.04.2024

Thema Keine Einschränkung
Schlagworte Forschung, Beziehungen zur Europäischen Union (EU)
Akteure Ameti, Sanija
Prozesstypen Keine Einschränkung
Datum 01.01.1965 - 01.01.2023

01.01.65 - 01.01.23ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beiträge von

Ammann, Amando
Schaub, Hans-Peter

Bevorzugte Zitierweise

Ammann, Amando; Schaub, Hans-Peter 2024. Ausgewählte Beiträge zur Schweizer
Politik: Forschung, Beziehungen zur Europäischen Union (EU), 2021. Bern: Année
Politique Suisse, Institut für Politikwissenschaft, Universität Bern.
www.anneepolitique.swiss, abgerufen am 23.04.2024.

01.01.65 - 01.01.23ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK

http://www.anneepolitique.swiss


Inhaltsverzeichnis

1Allgemeine Chronik
1Aussenpolitik
1Beziehungen zur EU

2Parteien, Verbände und Interessengruppen
2Verbände

3Überparteiliche politische Interessen / Think Tanks

01.01.65 - 01.01.23 IANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Abkürzungsverzeichnis

APK-NR Aussenpolitische Kommission des Nationalrates
EU Europäische Union
EWR Europäischer Wirtschaftsraum
SGB Schweizerischer Gewerkschaftsbund
SGV Schweizerischer Gewerbeverband
GSoA Gruppe für eine Schweiz ohne Armee
SAV Schweizerischer Arbeitgeberverband
SBK Schweizer Berufsverband der Pflegefachfrauen und Pflegefachmänner

CPE-CN Commission de politique extérieure du Conseil national
UE Union européenne
EEE l'Espace économique européen
USS Union syndicale suisse
USAM Union suisse des arts et métiers
GSsA Groupe pour une Suisse sans Armée
UPS Union Patronale Suisse
ASI Association suisse des infirmiers et infirmières

01.01.65 - 01.01.23 IIANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

Ende Oktober 2021 gaben die Operation Libero und die Grünen bekannt, gemeinsam
eine Volksinitiative zur Europapolitik lancieren zu wollen. Die Initiative solle dem
Bundesrat vorgeben, wie die bilateralen Beziehungen der Schweiz mit der EU zu
gestalten seien, liess die Operation Libero in ihrer Medienmitteilung verlauten. Grüne
und Operation Libero hofften zu diesem Zeitpunkt, ihre Allianz noch erweitern zu
können. Gegenüber der Sonntagszeitung äusserten Vertreterinnen und Vertreter der
GLP, der SP und der Europäischen Bewegung zu Beginn ein gewisses Interesse, während
die Präsidenten der Mitte und der FDP.Liberalen das Vorhaben bereits zu diesem
Zeitpunkt klar ablehnten. FDP-Präsident Thierry Burkart (fdp, AG) bezeichnete dieses in
der NZZ als «Operation Eigengoal», mit dem die Verhandlungsposition des Bundesrats
geschwächt würde. Seine Partei setze sich zwar für den Erhalt der bilateralen
Beziehungen ein, doch der Bundesrat müsse die Beziehungen zur EU ganzheitlich
betrachten und die Verhandlungsmasse vergrössern, indem man beispielsweise weitere
Abkommen verhandle. 

Die Sonntagszeitung zitierte in ihrer Berichterstattung zur Initiativankündigung aus
einem ihr vorliegenden Entwurf des Initiativtexts. Demnach sollte der Bundesrat dazu
verpflichtet werden, für «eine gesicherte Beteiligung am Binnenmarkt und in weiteren
Politikbereichen der EU» zu sorgen und zu diesem Zweck innert dreier Jahre nach
Annahme der Initiative ein Projekt für ein Kooperationsabkommen mit der EU
auszuhandeln, das die bestehenden bilateralen Verträge sichert und neue Abkommen
ermöglicht. In welcher Form der Bundesrat diesen Auftrag erfüllt, wollten die
Initiantinnen und Initianten der Regierung überlassen; denkbar seien etwa eine Art
«Bilaterale III», ein neuer Anlauf für ein institutionelles Rahmenabkommen, ein
neuartiges Kooperationsabkommen oder ein EU-Beitritt. Operation Libero begründete
die Dringlichkeit des Anliegens mit den gravierenden Auswirkungen des gescheiterten
Rahmenabkommens. Die eingeschränkte Beteiligung von Schweizer Universitäten an
EU-Forschungsprojekten wie auch die drohende Energieknappheit seien Folgen der
abgebrochenen Verhandlungen und würden den Wohlstand und die Lebensqualität der
Schweizer Bevölkerung bedrohen, zitierte «LeTemps» die Bewegung. Man wolle der
Zivilgesellschaft dazu verhelfen, an der politischen Debatte teilzunehmen und Einfluss
auf das Rahmenabkommen ausüben zu können. 

Im Frühjahr 2022 berichteten die Sonntagszeitung und die Aargauer Zeitung, dass die
angekündigte Initiative stark ins Stocken geraten sei und die Präsentation des
Initiativtexts verschoben werde. Mehrere anfangs noch interessierte Partner, darunter
die GLP, die Europäische Bewegung und die SP, hätten sich unterdessen von der
Initiative distanziert und zahlreiche Wirtschaftsverbände hätten dem Anliegen bereits
bei dessen Ankündigung eine Abfuhr erteilt. Sanija Ameti, Co-Präsidentin der Operation
Libero – gestand ein, dass man sich nach einem halben Jahr eine breite pro-
europäische Allianz erhofft habe. Den möglichen Initiativ-Partnern warf sie vor, kein
Interesse an einer langfristigen Europa-Strategie zu haben und sich vor den
eidgenössischen Wahlen nicht mit konkreten Lösungsvorschlägen exponieren zu wollen.
SP-Co-Präsident Cédric Wermuth (sp, AG) setzte sich gegen diesen Vorwurf zur Wehr.
Das Initiativanliegen – einen neuen Anlauf für die Beziehungen zur EU zu lancieren – sei
bereits erfüllt, denn seit Herbst 2021 habe sich diesbezüglich viel getan. Tatsächlich
reiste Aussenminister Ignazio Cassis im November 2021 für einen Arbeitsbesuch nach
Brüssel und im Januar 2022 präsentierte der Gesamtbundesrat die neue Stossrichtung
für das Verhandlungspaket mit der EU. In der Frühjahrssession 2022 hatte der
Nationalrat zudem einer parlamentarischen Initiative der APK-NR (Pa. Iv. 21.480) Folge
gegeben, mithilfe derer ein Bundesgesetz für die Weiterführung und Erleichterung der
Beziehungen mit der EU eingeführt werden soll. Und selbst ein Postulat, welches die
Prüfung eines EWR-Beitritts verlangte (Po. 21.3678), wurde von Bundesrat und
Nationalrat durchgewinkt. Diese positiven Signale hätten dafür gesorgt, dass das
Parlament die weitere Arbeit des Bundesrats abwarten wolle. GLP-Präsident Jürg
Grossen (glp, BE) merkte denn auch an, dass «das Instrument der Initiative und das
Timing» nicht stimmten. Sanija Ameti wollte die Initiative indes noch nicht beerdigen,
sondern deren Beratung weiterführen. Sofern der Ständerat die vom Nationalrat
angenommene parlamentarische Initiative (Pa. Iv. 21.480) ebenfalls annehme, könne
man jedoch darüber nachdenken, ob es die Volksinitiative noch brauche. 1
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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Verbände

Verbände

Jahresrückblick 2021: Verbände

2021 wurde die Verbandslandschaft in der Schweiz wie schon im Vorjahr wesentlich
durch das Coronavirus und die Massnahmen zu dessen Bekämpfung geprägt. So
versuchten die Dachverbände der Arbeitgebenden und der Gewerkschaften wie auch
zahlreiche Branchenverbände wiederholt mit Positionsbezügen auf die Pandemiepolitik
der Behörden Einfluss zu nehmen. Während in der Unterstützung für Hilfsgelder und
Kurzarbeit im Grossen und Ganzen Einigkeit zwischen Gewerkschaften und Verbänden
der Arbeitgebenden aus verschiedenen Branchen herrschte, traten bei anderen
Massnahmen deutliche Interessengegensätze zutage. Besonders stark profilierte sich in
der Öffentlichkeit GastroSuisse mit seinem Präsidenten Casimir Platzer, der sich im
Frühjahr immer wieder mit markigen Worten gegen die Schliessung der Innenräume von
Gastbetrieben und im Herbst gegen die Zertifikatspflicht in Restaurants äusserte. Diese
Forderungen brachten Platzer nicht nur mit manchen Gegenstimmen aus den eigenen
Reihen in Konflikt, sondern auch mit Economiesuisse und dem Schweizer
Arbeitgeberverband (SAV): Die beiden Dachverbände befürworteten die
Zertifikatspflicht, forderten aber vom Bundesrat verbindliche Aussagen darüber, ab
welchen Impfquoten er welche Lockerungsschritte ausrufen werde. Der
Gewerbeverband (SGV) gab wie der SAV und Economiesuisse bei beiden Abstimmungen
über das Covid-19-Gesetz die Ja-Parole heraus, markierte aber ansonsten grössere
Distanz zu den Massnahmen des Bundes.
Auch die Gewerkschafts-Dachverbände SGB und Travail.Suisse unterstützten die
beiden Covid-Vorlagen. Darüber hinaus wiesen die Gewerkschaften immer wieder auf
die zentrale Bedeutung der Kurzarbeit, des Erwerbsersatzes und der
Unterstützungsgelder für betroffene Unternehmen hin, um die sozialen und
wirtschaftlichen Folgen der Pandemie zu begrenzen. Mit der Argumentation, dass ein
vorsichtiger Weg letztlich schneller aus der Krise führe, mahnten SGB und Travail.Suisse
bei Diskussionen über Massnahmenlockerungen meist zu behutsamen Schritten. Zu
ihren Hauptforderungen zählten im Weiteren die Umsetzung und Kontrolle von
Schutzkonzepten am Arbeitsplatz sowie die Sicherstellung der Fürsorgepflicht der
Arbeitgebenden auch im Homeoffice.

Eine strikte oder sogar absolute Beachtung individueller Freiheitsrechte und ein
verhältnismässiges Vorgehen des Staats gehörten zu den Hauptforderungen mehrerer
politischer Gruppierungen, die im Zuge der Proteste gegen die Covid-19-Massnahmen
entstanden und in der öffentlichen Debatte teilweise starke Beachtung fanden. Zu den
prominentesten dieser neuen Organisationen zählten die «Freunde der Verfassung»,
die im Herbst 2021 bereits über 12'000 Mitglieder zählten und die gleich bei mehreren
Referenden und Initiativen eine bemerkenswerte Fähigkeit zum Sammeln von
Unterschriften an den Tag legten. Weitere Organisationen, die sich zu Sprachrohren der
Covid-Protestbewegung entwickelten, waren die an die jüngere Generation gerichtete
Gruppierung «Mass-voll!», das «Aktionsbündnis Urkantone für eine vernünftige
Corona-Politik» sowie die «Freiheitstrychler». Auch wenn es zwischen diesen
Organisationen bisweilen Differenzen über Inhalte und Stil gab, waren sie in ihrer
Opposition gegen das Covid-19-Gesetz und gegen dessen zweite Revision geeint; sie
unterlagen indessen in beiden Volksabstimmungen klar.

Aber auch unabhängig von der Pandemie machten Verbände und Organisationen im
Jahr 2021 von sich reden, so beispielsweise die Operation Libero, die sich gleich zu
Beginn des Jahres mit einem medienwirksamen Crowdfunding erfolgreich aus einem
Engpass bei der Finanzierung ihrer Fixkosten befreite, im Oktober mit Sanija Ameti eine
profilierte neue Co-Präsidentin präsentierte und kurz darauf zusammen mit den
Grünen eine Volksinitiative für eine engere Zusammenarbeit der Schweiz mit der EU
ankündigte.

Eher gegen den eigenen Willen geriet im Herbst die Gewerkschaft Unia in die
Schlagzeilen, weil der beträchtliche Umfang ihres Vermögens bekannt wurde. Die Unia
musste sich in der Folge gegen verschiedene Kritikpunkte verteidigen. Die Diskussion
befeuerte aber auch übergeordnete Debatten, die bereits davor am Laufen gewesen
waren, namentlich jene um eine angemessene Transparenz in der Politikfinanzierung
und jene um eine korrekte Abgeltung der Sozialpartner für ihre quasistaatlichen

BERICHT
DATUM: 31.12.2021
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Aufgaben bei der Kontrolle der Einhaltung allgemeinverbindlicher
Gesamtarbeitsverträge.

Auf der Seite der Arbeitgeber-Dachverbände bekannten sich Economiesuisse, der SGV
und der SAV 2021 zum Ziel, in Zukunft eine stärkere und harmonischere
Zusammenarbeit zugunsten der gemeinsamen Interessen zu pflegen. Das Bekenntnis ist
als Neuanlauf zu werten, nachdem in den Vorjahren – etwa vor der Abstimmung zur
Konzernverantwortungsinitiative Ende 2020 – beträchtliche Spannungen zwischen SGV
und Economiesuisse zutage getreten waren und sich die Wirtschaftsverbände bei
verschiedenen Volksabstimmungen nur mit Mühe oder gar nicht hatten durchsetzen
können. Dasselbe war im Jahr 2021 namentlich bei den Abstimmungen über das
Freihandelsabkommen mit Indonesien und das E-ID-Gesetz der Fall.

Auch andere Verbände engagierten sich mit wechselndem Erfolg in
Abstimmungskämpfen. So konnte etwa der Bauernverband nach einer von ihm
angeführten Kampagne, die zu einer aussergewöhnlich starken Mobilisierung der
ländlichen Bevölkerung beitrug, im Juni die Ablehnung der Trinkwasserinitiative und der
Pestizidinitiative feiern. Intern gespalten war bei der Parolenfassung zur
Trinkwasserinitiative der Interessenverband der biologischen Landwirtschaft BioSuisse,
eine Mehrheit seiner Delegierten entschied sich schliesslich für eine Nein-Empfehlung;
die Pestizidinitiative wurde von BioSuisse hingegen unterstützt. Bei der Ablehnung des
CO2-Gesetzes gehörten Verbände des Autogewerbes und der Erdölindustrie, der
Hauseigentümerverband und GastroSuisse zu den Siegern. Die Gewerkschaften
wiederum konnten mit der Ablehnung des E-ID-Gesetzes und der Annahme der vom
Berufsverband der Pflegefachleute (SBK) lancierten Pflegeinitiative Erfolge feiern; dies
ist umso bemerkenswerter, als davor noch nie in der Schweizer
Abstimmungsgeschichte eine gewerkschaftlich initiierte Volksinitiative an der Urne
angenommen worden war. Auf ähnlich erfolgreiche Kampagnen in der Zukunft hoffen
nebst der Operation Libero mit der oben erwähnten Europainitiative auch GastroSuisse
mit seiner im März angekündigten Volksinitiative für «gerechte Entschädigungen» in
künftigen Pandemiefällen sowie die GSoA mit ihrer Volksinitiative «Stopp F-35», welche
die vom Bund geplante Beschaffung von Kampfflugzeugen des Typs F-35 unterbinden
soll und für die 2021 bereits die Unterschriftensammlung begann.

Der Anteil der Verbände an der Presseberichterstattung bewegte sich 2021 auf
ähnlichem Niveau wie in den beiden Vorjahren (vgl. Abbildung 2 der APS-
Zeitungsanalyse 2021 im Anhang). Im Jahresverlauf nahmen Verbände zwischen
September und November am meisten Raum ein (vgl. Abbildung 1). Dies hatte zum einen
mit der Berichterstattung zum Unia-Vermögen und zum SBK als Initiant der
Pflegeinitiative zu tun. Noch mehr trug die Kategorie «Andere Verbände» bei, von
denen neben der Operation Libero und GastroSuisse vor allem Gruppierungen der
Klimabewegung – unter anderem mit Protestaktionen von Extinction Rebellion und
einer Klage der Klimaseniorinnen – in der Presse von sich reden machten. 2

Überparteiliche politische Interessen / Think Tanks

Im Co-Präsidium der Operation Libero trat Sanija Ameti die Nachfolge von Laura
Zimmermann an. Dies beschloss der Vorstand im Oktober 2021, nachdem Zimmermann
nach fünfjähriger Amtszeit zurückgetreten war. Zweiter Co-Präsident blieb der seit Juni
2020 amtierende Stefan Manser-Egli.
Die 28-jährige Juristin Ameti hatte bereits im Frühling 2021 wegen ihrer prominenten
Rolle im Abstimmungskampf gegen das Gesetz über polizeiliche Massnahmen zur
Terrorismusbekämpfung (PMT) und davor in der Kampagne gegen das E-ID-Gesetz
einige öffentliche Bekanntheit erlangt. Aufgrund dieses Engagements war nach ihren
Angaben auch die Operation Libero auf Ameti aufmerksam geworden und hatte sie in
den Vorstand geholt. Ameti ist ausserdem auch Mitglied der Parteileitung der GLP des
Kantons Zürich. Die NZZ glaubte deshalb, mit Ameti werde sich die offiziell
parteiunabhängige Operation Libero weiter der GLP annähern, wie es bereits seit
einiger Zeit festzustellen sei.
In einem Interview mit der NZZ zu ihrem Amtsantritt kündigte Ameti an, dass die
Operation Libero ihre Position als ausserparlamentarische Bewegung, die nicht auf
Wahlen schielen muss, nutzen werde, um «den Parteien die unbeliebtesten, aber
strukturell wichtigsten Themen überhaupt auf[zu]zwingen: Europapolitik, Digitalisierung
und Cybersicherheit sowie die Forderung [nach] einem liberalen Bürgerrecht». Dies sei
nötig, weil namentlich die FDP ein «liberales Vakuum» in diesen Bereichen
hinterlasse. 3

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 10.10.2021
HANS-PETER SCHAUB
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1) Medienmitteilung der Operation Libero vom 31.10.21; WW, 28.10.21; SoZ, 31.10.21; LT, 1.11.21; NZZ, 2.11.21; SoZ, 17.4.22; AZ,
24.5.22
2) APS-Zeitungsanalyse 2021 – Verbände
3) SoZ, 10.10.21; AZ, CdT, NZZ, 11.10.21; NZZ, 12.10.21; TA, 13.10.21; Blick, 15.10.21; WW, 28.10.21
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